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Beschluss
Vereinfachte Anerkennung ausländischer Qualifikationen und Integration von Geflüchteten

Anerkennung ausländischer Berufs- und Bildungsabschlüsse

Die SPD-geführte Landesregierung und die SPD-Landtagsfraktion werden gebeten, sich dafür einzusetzen,

die Anerkennungsverfahren für ausländische Qualifikationen ganzheitlich zu verbessern. Dies beinhaltet:

• Eine zentrale Anlaufstelle in der Landesregierung (Ministerium) zur Standardisierung und Digitalisierung

der Anerkennungsprozesse zu schaffen, um die Anerkennungsverfahren für ausländische Qualifikationen

zu vereinfachen und zu beschleunigen.

• Multilinguale Unterlagen: Ermöglichung der Einreichung von Unterlagen in Englisch oder Französisch; vor-

übergehende Akzeptanz fehlender Sprachzeugnisse mit befristeter Genehmigung.

• Bündelung der Zuständigkeiten: Zusammenführung der Zuständigkeiten in der Landesregierung, um Ver-

fahren zu vereinheitlichen und zu beschleunigen.

• Meister*innen- und Techniker+innenprüfungen bzw. Nachprüfungen in verschiedenen Sprachen anbieten.

• Förderung von 6-monatigen Praktika in Betriebenmit begleitenden Deutschkursen und anschließender Be-

wertung der Fähigkeiten.  Eine koordinierte Zusammenarbeit zwischen Arbeitsagenturen, Jobcentern, Bil-

dungseinrichtungen und Unternehmen ist eine sinnvolle und effektive Vorgehensweise, um diese Förde-

rung umzusetzen.

• Integration durchQualifikation: Schnelle Anerkennung beruflicher Qualifikationen undAnpassung an deut-

sche Standards durch effektive Fortbildungen und Praktika.

• Förderung der Berufsorientierung: Maßnahmen zur Förderung der Berufsorientierung für Geflüchtete, um

sie besser auf die Anforderungen des deutschen Arbeitsmarktes vorzubereiten. –

• Vereinfachte Ausbildungsanerkennung: Schaffung einer effizienten und transparenten Struktur für die An-

erkennung ausländischer Ausbildungen, inklusive individueller Beratung und beschränkter Nachschulun-

gen.

• Kostengerechte Verteilung: Gebündelte Zuständigkeiten und kostengerechte Verteilung zwischen Bund,

Ländern, Kommunen und Antragstellenden für eine effiziente und faire Umsetzung.
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